"Einsichten und Aussichten" - Kurzfassung des Berichts zur gesundheitlichen Lage der Schulanfänger 1998

Erstmals im Einschulungsjahrgang 1998 erfolgten im Landkreis Hildesheim die Schuleingangsuntersuchungen nach einem standardisierten Modell (SOPHIA = sozialpädiatrisches Untersuchungsprogramm Hannover, Jugendärztliche Aufgaben). Wie bisher beinhaltet dieses Verfahren die sorgfältige körperliche Untersuchung und Erhebung der kindlichen Vorgeschichte. Einen neuen Schwerpunkt bilden die Anamnese von Daten aus dem Lebensumfeld des Kindes (Sozialdaten) und vor allem die Diagnostik im Bereich der möglichen Teilleistungsschwächen.


Durch die Standardisierung der angewandten Verfahren und eine EDV - gestützte Bearbeitung der Untersuchungsergebnisse war die Zusammenfassung der erhobenen Befunde und Daten in einem Gesundheitsbericht möglich, der unter dem Titel "Einsichten und Aussichten" vorliegt. In diesem Bericht werden die schulrelevanten Untersuchungsergebnisse veröffentlicht, die Anforderungen an Schuleingangsuntersuchungen einerseits und eine sinnvolle Gesundheitsberichtserstattung andererseits kritisch referiert und schließlich Handlungsempfehlungen als Konsequenzen aus den wesentlichen Erkenntnissen abgeleitet. 

1. Wozu überhaupt Schuleingangsuntersuchungen?

Schuleingangsuntersuchungen finden heute in einem Spannungsfeld zwischen immer engeren Rahmenbedingungen für die Kostenträger einerseits und ganz offensichtlich an Zahl und Schweregrad zunehmenden ernsthaften Schulproblemen vieler unserer Kinder und Jugendlichen andererseits statt. Zur Illustration sei auf zwei Zahlen verwiesen:
Der Jugendhilfebericht des Landkreises Hildesheim zeigt eine rasante Zunahme der Hilfeleistungen entsprechend § 35a KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz im Bereich der ambulanten Hilfen. Die Zahl der Hilfeempfänger hat sich von 1997 bis 1999 fast verdreifacht, die entsprechenden Kosten sind auf mehr als das Dreifache gestiegen.
Bei den Hilfeempfängern handelt es sich fast ausschließlich um Schüler mit erheblichen Lern- und Leistungsproblemen. Der Jugenhilfeträger (in unserem Fall der Landkreis Hildesheim) übernimmt gemäß § 35a KJHG unter ganz bestimmten Voraussetzungen die Kosten für außerschulische Hilfen. Unter anderem ist es erforderlich, dass die Schulen erklären, die innerschulischen Kompensationsmöglichkeiten seien erschöpft und durch die Ausprägung des Lernproblems  überfordert.

Erschreckend muß nicht nur für den Kostenträger die rasante Zunahme der hiermit verbundenen Kosten sein, zumal es keinen Anhalt für eine Abschwächung dieser Entwicklung gibt. Es handelt sich bei diesen Hilfeempfängern jedoch nur um die "Spitze eines großen Eisberges". Die Inanspruchnahme von Angebotsstrukturen ist schichtspezifisch sehr unterschiedlich. Vermutlich findet nur ein Teil der Anspruchsberechtigten den Weg in die Jugendhilfe. Ein größerer Teil steuert mit erhöhtem Risiko auf das gesellschaftliche "aus" zu.

Als wesentliche Faktoren für das Entstehen von umschriebenen Teilleistungsschwächen gelten unter anderem Entwicklungsstörungen in den visuellen, auditiven und taktilkinästhetischen Wahrnehmungsbereichen. Von zumindest ebenso großer Bedeutung wie diese Störungen erscheinen jedoch die Erfahrungen, die in ihrer Entwicklung beeinträchtigte Kinder mit ihrer Umwelt machen.

Zur Ausbildung einer pathologischen Qualität kommt es vor allem beim Zusammentreffen einer beeinträchtigten Ausgangssituation mit ungünstigen Begleitumständen.

Zur Frage der Prognose für Kinder mit umschriebenen Entwicklungsstörungen existiert eine Vielzahl von Studien. Zitiert wird die Studie von Herrn Prof. Esser (1991), die diesen Kindern ganz deutlich erhöhte Risiken für mangelnde Ausbildung, längere Arbeitslosigkeit und Störungen im Sozialverhalten bis hin zu häufigerer Straffälligkeit im Jugendalter zuschreibt.

Eine frühzeitige Erkennung von Risikokindern ist ganz offensichtlich nicht nur von großer individueller, sondern auch von ganz erheblicher gesellschaftlicher und sozioökonomischer Bedeutung.

Damit auch für Kinder, die nicht in allen Bereichen völlig altersentsprechend entwickelt sind, die Startbedingungen bei Schulbeginn so gut wie eben möglich werden, muß man an eine Schuleingangsuntersuchung dezidierte Forderungen stellen:


Unter dem individualmedizinischen bzw. sozialkompensatorischen Aspekt sind dies vor allem die Screening-Funktion für Indikatoren von Teilleistungschwächen einerseits verbunden mit einer nachgehenden Fürsorge für Risikogruppen andererseits.


In epidemiologischer Hinsicht ist die auf allen Ebenen standardisierte Untersuchung erforderlich. So erst ist die Voraussetzung für Qualitätssicherung und auch überregionale Vergleichbarkeit gegeben. Die Zusammenführung der Daten in einem Bericht ergibt sich als Konsequenz und ist andererseits Voraussetzung für die Weitergabe der Informationen an Politik und Gesellschaft. Hier spielen wiederum regionale, überregionale und auch zeitliche Tendenzen eine wichtige Rolle.


Schließlich muß ständig begleitend eine Qualitätssicherung stattfinden. 

2. Warum ausgerechnet "SOPHIA"?

Diesen Begriff mit Leben zu füllen war ein wesentliches Argument für den Zusammenschluß von zur Zeit 22 Gesundheitsämtern zum "SOPHIA-Verbund" . Die Untersuchungen werden nach für alle Anwender verbindlichen Arbeitsrichtlinien durchgeführt. Ein Rückmeldeverfahren setzt die erhobenen Befunde in Beziehung zur Bestätigung durch niedergelassene Kollegen. EDV-Implementierung vor Ort ermöglicht die interne Qualitätskontrolle vor der Zusammenführung der Daten auf überregionaler Ebene. Wesentliches Element neben dem der Teilleistungsdiagnostik ist, anders als bei allen übrigen standardisierten Verfahren, eine recht ausführliche Sozialanamnese. Hier werden neben Informationen zur kindlichen Entwicklung auch Daten aus dem Lebensumfeld des Kindes, Betreuungs- und Erziehungssituation, Ausbildung und berufliche Situation der Eltern erfragt.

Diese Daten werden- selbstverständlich nach schriftlich erklärter Zustimmung der Eltern- anonymisiert bearbeitet. Es ist somit möglich, Beziehungen zwischen nahezu allen anamnestischen Informationen und Untersuchungsbefunden herzustellen. Ein indirekter Umweg über Wohnbezirkbeschreibungen, der naturgemäß mit viel Unschärfe und Unsicherheit behaftet ist, ist im SOPHIA-Verfahren nicht notwendig.
Die Zustimmungsrate zur Erfassung der Sozialdaten lag in unserem Landkreis im Jahr 1998 bei 85% und im Jahrgang' 99 bei 89,5%, so dass aus unserer Sicht eine aussagekräftige Bewertung möglich ist.

3. Zur Gruppe der untersuchten Kinder:

Im Jahrgang 1998 wurden 3662 Kinder untersucht, die zur Einschulung anstanden. Von diesen 3662 Schulanfängern leben 1129 im Stadtgebiet Hildesheim und 2533 im Landkreis. Zum Vergleich: 11 der niedergelassenen Kinderärzte im Bereich der KV Hildesheim praktizieren im Stadtgebiet, 5 im Bereich des Landkreises. Auch die Therapeutendichte ist sehr unterschiedlich.


Von den untersuchten Kindern waren etwa 10% "Ausländer" (Kriterium Staatsangehörigkeit), 8% waren ehemalige Frühgeborene. Bei Durchsicht der Vorsorgehefte, die von 85% der Eltern vorgelegt wurden, zeigte sich, dass die gesetzlich angebotenen freiwilligen Vorsorgeuntersuchungen bis zur U7 (Ende zweites Lebensjahr) relativ regelmäßig von 80 bis 85% der Kinder sicher wahrgenommen wurden. Die U8 (Ende viertes Lebensjahr) war jedoch nur noch bei 73% der Kinder sicher nachweisbar, bei der U9, der letzten Vorsorgeuntersuchung vor Eintritt der Schulpflicht (nach dem fünften Geburtstag) war dies nur noch bei 67,9% der Fall.

4. Ergebnisse der Untersuchungen in schulrelevanten Teilbereichen

Unter dieser Überschrift werden die Ergebnisse von Sehtestung, Hörtestung, Überprüfung der expressiven Sprachentwicklung, Einschätzung der motorischen Entwicklung und Untersuchung der auditiven und visuellen Wahrnehmungsbereiche sowie die angewandten Verfahren und die entsprechenden Rückmeldebefunde referiert und diskutiert.
Beispielhaft sei hier auf die Ergebnisse aus dem Teilleistungsbereich verwiesen. Sowohl die visuomotorische Koordination als auch die auditive Wahrnehmung (Hörwahrnehmung und Hörmerkfähigkeit) werden mit Testverfahren überprüft, die bei vertretbarem Aufwand aussagekräftige Befunde erbringen. In diesem Bereich zeigte sich bei 18,8% der Kinder eine beobachtungsbedürftige, jedoch zum Zeitpunkt der Untersuchung noch nicht therapiebedürftige Auffälligkeit. 6,6% der Kinder erhielten bereits eine entsprechende Förderung. Bei 4,8% der Kinder (n=174) wurde bei der Schuleingangsuntersuchung ein bis dahin nicht bekannter und nicht behandelter, aber aus Sicht der Schulärzte behandlungsbedürftiger Befund im Bereich der Wahrnehmung diagnostiziert.


Über das Rückmeldeverfahren waren Ergebnisse von 128 Kindern (entsprechend 74%) auswertbar. Bei knapp der Hälfte dieser Kinder erfolgte sofort die entsprechende Therapieeinleitung. Im Vergleich dazu ist im Folgejahr bei etwas geringerer Rückmeldequote (68%) die Bestätigungsrate ungleich höher: 84% der uns vorliegenden Rückmeldungen bestätigen eine sofortige Therapieeinleitung!


Mittels einer kumulativen Auszählung schließlich wurde festgestellt, dass bei knapp 1/5 der Schulanfänger (18,4%) in einem oder in mehreren der genannten schulrelevanten Bereichen ein bis dahin nicht bekannter und nicht behandelter, jedoch behandlungsbedürftiger Befund bei der Schuleingangsuntersuchung auffiel.


Bei der Untersuchung der Frage, ob bestimmte Kindergruppen ein erhöhtes Risiko für derartige Auffälligkeiten mitbringen oder unter Umständen bestimmte Kinder ohne negative Folgen evtl. von der Untersuchung ausgeschlossen werden können, betrachteten wir diese Befundhäufigkeiten zunächst in Relation zum Vorsorgeverhalten bei der U9.
Hier zeigte sich, dass tendenziell die Kinder, die die U9 beim Kinderarzt hatten durchführen lassen, am besten versorgt waren. Diejenigen, die keine U9 vorweisen konnten, waren tendenziell am schlechtesten versorgt. Da jedoch in jeder Kindergruppe mindestens 15% der Kinder akuten Handlungsbedarf in einem oder mehreren der für die Schule wichtigen Bereiche zeigte, ist hier sicherlich keine der genannten Gruppen zu vernachlässigen.
Bei Betrachtung der laufenden Behandlungen in diesen Teilbereichen bezogen auf die Nationalität der Kinder zeigte sich ein gravierender Unterschied: Im Durchschnitt erhalten 29% aller Schulanfänger eine oder mehrere Behandlungen in schulwichtigen Bereichen. Bei den deutschen Kindern sind dies 31%, bei den ausländischen Kindern jedoch nur 15%. Hier ist, da sicherlich nicht von einer geringeren Förderbedürftigkeit auszugehen ist, eine deutliche Unterversorgung der "ausländischen" Kinder. Leider wurde diese Lücke auch durch die Schulärzte nicht geschlossen: Arztüberweisungen wurden etwa gleichmäßig für deutsche und ausländische Kinder ausgestellt.


Auch die ehemaligen Frühgeborenen benötigen trotz aller stattgehabter Fördermaßnahmen erhöhte Aufmerksamkeit und differenzierte Beratung. 

4. Schulempfehlungen´

Die schulärztlichen Empfehlungen zur Einschulung zeigen eine deutliche Abhängigkeit von der Anzahl der auffälligen schulrelevanten Befunde. Bei Kindern ohne entsprechende Auffälligkeiten wurde eine Einschulung (ohne Bedingung oder auch nach entsprechender Beratung durch die aufnehmende Grundschule) in 91% der Fälle empfohlen. Eine Zurückstellung vom Schulbesuch wurde in 6% der Fälle ausgesprochen, wobei hier vor allem der Elternwunsch oder in den oben genannten Bereichen nicht subsumierte Verhaltensauffälligkeiten oder psychosoziale Entwicklungsrückstände eine Rolle spielen. Auch bei Kindern mit Entwicklungsproblemen in einem Bereich sehen diese Zahlen nicht viel anders aus. Bei Entwicklungsverzögerungen in mehreren schulrelevanten Bereichen jedoch wird die Empfehlung zur Einschulung zurückhaltender, zunehmend dann unter intensiver Einbeziehung der aufnehmenden Grundschule gegeben. Jedoch bleibt anzumerken, dass auch Kinder mit Verzögerungen in mehreren Bereichen mehrheitlich die Empfehlung zur Einschulung erhalten.

Eine differenzierte Information erfolgte nach erklärter Einverständnis der Eltern bei jedem Kinde schriftlich.

5. Verfahrenskritik:

Die Durchsicht der eingangs formulierten Vorgaben, an denen sich eine Schuleingangsuntersuchung bzw. Berichterstattung messen lassen muß, zeigt, wo das beschriebene Verfahren die Anforderungen erfüllt und wo Anpassungen erforderlich werden.
Unter dem individualmedizinischen und sozialkompensatorischen Aspekt erscheint die Auswahl der verwandten Verfahren, die Kategorisierung bei der Befundung sowie die Dokumentations- und Datenverarbeitungssystematik im Wesentlichen sehr sinnvoll und ausreichend.
Handlungsbedarf besteht sicher im Bereich der Umsetzung der gewonnen Erkenntnisse in Bezug auf das einzelne untersuchte Kind, seine Familie und die aufnehmende Schule unter besonderer Berücksichtigung von Familien, die von sich aus freiwillige Angebote kaum annehmen.
In epidemiologischer Hinsicht ist die Schuleingangsuntersuchung als einzige unselektierte Untersuchung einer Jahrgangskohorte die Voraussetzung, um mit Kenntnis dieser Querschnittsdaten auch Informationen über kleinere Gruppen korrekt einordnen zu können.
Die strukturellen Voraussetzungen für eine sinnvolle Qualitätssicherung sind in dem hier beschriebenen Verfahren gegeben. Darüber hinaus sind auch weiterhin ständig weiter qualitätssichernde Maßnahmen auf allen Ebenen erforderlich, um Zuverlässigkeit und Vergleichbarkeit der Daten zu gewährleisten.

Die Akzeptanz des Verfahrens erscheint uns gut mit der Rückmeldequote (75%) und der Zustimmungsrate zur Sozialdatenerhebung (85%), die beide sehr befriedigend hoch liegen, belegbar zu sein. Prinzipiell ist die Beobachtung zeitlicher Tendenzen möglich- der Gesundheitsbericht wird fortgeschrieben. Eine überregionale Zusammenführung von kompatiblen Daten erfolgt. 


Die Umsetzung der gewonnenen Erkenntnisse erscheint auch in epidemiologischer Hinsicht bzw. unter dem Blickwinkel der Gesundheits -bzw. der Sozialpolitik eine aktuelle Herausforderung zu sein. Gute Untersuchungsmethoden und sorgfältige Recherchen sind eine notwendige, jedoch nicht hinreichende Bedingung für aktuelle und plastische Berichterstattung, die an Qualität nur im Dialog gewinnen kann.


Die wesentlichen Vorschläge, die die Autoren aus den vorgelegten Ergebnissen ableiten, beziehen sich zunächst auf die Begleitung und Unterstützung der Risikokinder über den Tag der Schuleingangsuntersuchung hinaus. Eine intensive und nachgehende Fürsorge wird hier ganz besonders für die Familien gefordert, die von sich aus Angebotsstrukturen nicht nachkommen. Hier ist eine flexible Unterstützung der aufnehmenden Schulen unter Einbeziehung aller möglichen Kooperationspartner erforderlich.
Zumindest in Schwerpunktregionen, in denen gehäuft Risikokinder leben, sollte eine Untersuchung in ausreichendem zeitlichen Abstand vor dem Schulbeginn stattfinden (Kindergartenuntersuchung), damit Fördermaßnahmen bis zum Einsetzen der Schulpflicht wirksam werden können. 

Wünschenswert wäre ein intensiver Austausch über die Möglichkeiten pädagogischer Kompensation im vorschulischen und im Grundschulbereich angesichts der sich ganz offensichtlich verändernden "Normalverhältnisse". Der vorgelegte Bericht soll diesbezüglich als Datenbasis dienen und eine lebhafte und im Sinne unserer Kinder sinnvolle gemeinsame Diskussion der Thematik unterstützen. 
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